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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Frauen, Wirtschaft und 
Beschäftigung -

  
Tagesordnung I Punkt 7 der öffentlichen Sitzung am 5. Februar 2019

Vorlagen-Nr. 18-F-21-0024

Unterstützung der städt. Gremien und Gesellschaften zur Ausarbeitung eines Konzepts, um 
Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung bei öffentlicher Auftragsvergabe auszuschließen 
- Beschluss des Ausschusses für Frauen, Wirtschaft und Beschäftigung Nr. 67 vom 28.08.2018 – 

Aktueller Sachstand

Der Ausschuss möge beschließen,

Der Magistrat wird gebeten,

a) die Sitzungsvorlage SV 17-V-80-6001 um die städtischen Gesellschaften zu ergänzen und 
die Bauvolumen dieser mit aufzunehmen,

b) gemeinsam mit der Vorstellung des aktualisierten Berichts einen Vertreter oder eine 
Vertreterin des Zentralen Vergabeamtes der Stadt Köln einzuladen, um über die 
Arbeitsweise des Amtes zu berichten.

Beschluss Nr. 0067 des Ausschusses für Frauen, Wirtschaft und Beschäftigung vom 28.08.2018

Der Antrag wird angenommen.
 

Beschluss Nr. 0008

Der Punkt wird auf die nächste Sitzung des Ausschusses für Frauen, Wirtschaft und Beschäftigung 
am 26.03.2019 geschoben.
Der Magistrat wird gebeten, einen Vertreter zu der Sitzung zu schicken, der Auskünfte erteilen 
kann. 

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .02.2019
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Schuchalter-Eicke
Vorsitzende



- Ausschuss für Frauen, Wirtschaft und Beschäftigung -
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Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .02.2019

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Gabriel
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,     .02.2019
    - 16 -

Dezernat IV in Verbindung mit Dezernat III
mit der Bitte um weitere Veranlassung Gerich

Oberbürgermeister
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